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Dritter Teil Ordnungswidrigkeiten, Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 62 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

(…) 

7. als Veranstalter 

(…) 

c) Sendungen entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 4 verbreitet, die unzulässig sind, weil sie Menschen, die 
sterben oder schweren körperlichen oder seelischen Leiden ausgesetzt sind oder waren, in einer die 
Menschenwürde verletzenden Weise darstellen und ein tatsächliches Geschehen wiedergeben, ohne 
dass ein überwiegendes berechtigtes Interesse gerade an dieser Form der Berichterstattung vorliegt, 

d) Sendungen entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 5 verbreitet, die unzulässig sind, weil sie in sonstiger Weise 
die Menschenwürde verletzen, 

(…) 

12. als Veranstalter 

g) entgegen § 28 Abs. 8 Werbung oder Teleshopping politischer oder religiöser Art verbreitet, 

13. als Veranstalter 

a) entgegen § 29 Abs. 1 Gottesdienste und Sendungen für Kinder durch Werbung oder Teleshopping 
unterbricht, 

(…) 

19. Nationalsozialismus  

19.1 Bundesrepublik Deutschland 

19.1.1 Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung (Bundesentschädigungsgesetz – BEG) 

Vom 18.09.1953 (BGBl I 1953, 1387), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.07.2013 (BGBl I, 
2586) 

 

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften 

Erster Titel Anspruch auf Entschädigung 

In Anerkennung der Tatsache, daß Personen, die aus Gründen politischer Gegnerschaft gegen den 
Nationalsozialismus oder aus Gründen der Rasse, des Glaubens oder der Weltanschauung unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft verfolgt worden sind, Unrecht geschehen ist, daß der aus 
Überzeugung oder um des Glaubens oder des Gewissens willen gegen die nationalsozialistische 
Gewaltherrschaft geleistete Widerstand ein Verdienst um das Wohl des Deutschen Volkes und Staates 
war und daß auch demokratische, religiöse und wirtschaftliche Organisationen durch die 
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nationalsozialistische Gewaltherrschaft rechtswidrig geschädigt worden sind, hat der Bundestag mit 
Zustimmung des Bundesrates das nachstehende Gesetz beschlossen: 

Zweiter Abschnitt Schadenstatbestände 

Dritter Titel Schaden an Freiheit 

3. Unselbständige Berufe 

C. Dienst bei Religionsgesellschaften 

§ 112 

§§ 109, 110, 88 finden auf Verfolgte, die im Dienst von Religionsgesellschaften oder jüdischen 
öffentlichen Einrichtungen gestanden haben und in diesem Dienst geschädigt worden sind, sowie auf 
ihre Hinterbliebenen entsprechende Anwendung. Der Anspruch auf Entschädigung besteht auch für 
die Zeit nach dem 1. April 1950, längstens jedoch bis zu dem Zeitpunkt, von dem an laufende Bezüge 
auf Grund des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes gezahlt werden. 

Dritter Abschnitt Besondere Vorschriften für jurist ische Personen, Anstalten oder 
Personenvereinigungen 

§ 146 

(…) 

(2) Gemeinschaften, die Einrichtungen von Religionsgesellschaften oder von diesen anerkannt sind 
und deren Angehörige sich verpflichtet haben, durch ihre Arbeit nicht für sich, sondern für die 
Gemeinschaft zu erwerben, können als Schaden an Vermögen auch den Schaden geltend machen, der 
der Gemeinschaft durch den Ausfall der Arbeitstätigkeit ihrer Angehörigen entstanden ist. Ein 
Anspruch des Angehörigen der Gemeinschaft für Schaden im beruflichen Fortkommen für eine von 
ihm für die Gemeinschaft ausgeübte Arbeitstätigkeit entfällt, wenn die Gemeinschaft hierfür 
Entschädigung nach Satz 1 erhalten hat.  

(3) Für Ausfälle an Beiträgen, Spenden und ähnlichen Einnahmen wird eine Entschädigung nicht 
geleistet. 

§ 148 

(1) Die Höchstbeträge des § 55 Abs. 1 und des § 58 gelten auch für die Ansprüche einer juristischen 
Person, Anstalt oder Personenvereinigung oder deren Rechts- oder Zwecknachfolger.  

(2) Zugunsten von verfolgten Religionsgesellschaften und ihren Einrichtungen oder deren Rechts- 
oder Zwecknachfolger gelten die Höchstbeträge des § 55 Abs. 1 und des § 58 für jeden einzelnen 
Vermögensgegenstand, für den ein Anspruch auf Entschädigung wegen Schadens an Eigentum oder 
wegen Schadens an Vermögen besteht. Im Falle des § 146 Abs. 2 gilt der Höchstbetrag des § 58 für 
den Gesamtschaden, der dem einzelnen Rechtsträger entstanden ist.  

(3) Der Höchstbetrag kann überschritten werden, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der 
Religionsgesellschaften oder ihrer Einrichtungen oder deren Rechts- oder Zwecknachfolger im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes erforderlich ist. Daß die Voraussetzungen für eine Überschreitung 
des Höchstbetrages vorliegen, ist von den Religionsgesellschaften oder ihren Einrichtungen oder deren 
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Rechts- oder Zwecknachfolger geltend zu machen; der den Höchstbetrag überschreitende Betrag ist an 
die Religionsgesellschaften oder ihre Einrichtungen oder deren Rechts- oder Zwecknachfolger zu 
leisten. § 142 Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung. 

 

 

19.1.2 Drittes Gesetz zur Änderung des Bundesergänzungsgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung (BEGÄngG 3) 

Vom 29.06.1956 (BGBl I 1956, 559), zuletzt geändert durch Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 22.10.1974 (BGBl I 1974, 3340) 

Art III Übergangsvorschriften 

(…) 

5.  Ist vor Verkündung des Änderungsgesetzes mit den in § 53 des Bundesentschädigungsgesetzes 
genannten Nachfolgeorganisationen ein Vergleich über die Entschädigung für Schaden an Eigentum 
oder für Schaden an Vermögen verfolgter Religionsgesellschaften abgeschlossen worden, so sind 
damit auch die Ansprüche der verfolgten Religionsgesellschaften sowie ihrer Rechts- oder 
Zwecknachfolger nach §§ 142 bis 148 des Bundesentschädigungsgesetzes abgegolten. 

(…) 

19.1.3 Gesetz über staatliche Ausgleichsleistungen für Enteignungen auf 
besatzungsrechtlicher oder besatzungshoheitlicher Grundlage, die nicht mehr 

rückgängig gemacht werden können (Ausgleichsleistungsgesetz – AusglLeistG) 
Vom 13.07.2004 (BGBl I 2004, 1665), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.03.2011 

(BGBl I 2011, 450) 

§ 5 Rückgabe beweglicher Sachen 

(1) Bewegliche, nicht in einen Einheitswert einbezogene Sachen sind zurückzuübertragen. Die 
Rückübertragung ist ausgeschlossen, wenn dies von der Natur der Sache her nicht mehr möglich ist 
oder natürliche Personen, Religionsgemeinschaften oder gemeinnützige Stiftungen in redlicher Weise 
an dem Vermögenswert Eigentum erworben haben. 

(…) 

19.1.4 Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen (Vermögensgesetz – VermG) 
Vom 09.02.2005 (BGBl I 2005, 205) (neugefasst), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

01.10.2013 (BGBl. I 3719) 

Abschnitt I Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Geltungsbereich 

(…) 

(6) Dieses Gesetz ist entsprechend auf vermögensrechtliche Ansprüche von Bürgern und 
Vereinigungen anzuwenden, die in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 aus rassischen, 
politischen, religiösen oder weltanschaulichen Gründen verfolgt wurden und deshalb ihr Vermögen 
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infolge von Zwangsverkäufen, Enteignungen oder auf andere Weise verloren haben. Zugunsten des 
Berechtigten wird ein verfolgungsbedingter Vermögensverlust nach Maßgabe des II. Abschnitts der 
Anordnung BK/O (49) 180 der Alliierten Kommandantur Berlin vom 26. Juli 1949 (VOBl. für Groß-
Berlin I S. 221) vermutet.  

(…) 

Abschnitt II Rückübertragung von Vermögenswerten 

§ 4 Ausschluss der Rückübertragung 

(…) 

(2) Die Rückübertragung ist ferner ausgeschlossen, wenn natürliche Personen, 
Religionsgemeinschaften oder gemeinnützige Stiftungen nach dem 8. Mai 1945 in redlicher Weise an 
dem Vermögenswert Eigentum oder dingliche Nutzungsrechte erworben haben. Dies gilt bei der 
Veräußerung von Grundstücken und Gebäuden nicht, sofern das dem Erwerb zugrundeliegende 
Rechtsgeschäft nach dem 18. Oktober 1989 ohne Zustimmung des Berechtigten geschlossen worden 
ist, es sei denn, dass  

a) der Erwerb vor dem 19. Oktober 1989 schriftlich beantragt oder sonst aktenkundig angebahnt 
worden ist, 

b) der Erwerb auf der Grundlage des § 1 des Gesetzes über den Verkauf volkseigener Gebäude vom 7. 
März 1990 (GBl. I Nr. 18 S. 157) erfolgte oder 

c) der Erwerber vor dem 19. Oktober 1989 in einem wesentlichen Umfang werterhöhende oder 
substanzerhaltende Investitionen vorgenommen hat. 

(…) 

§ 7 Wertausgleich 

(…) 

(2) Werterhöhungen, die eine natürliche Person, Religionsgemeinschaft oder gemeinnützige Stiftung 
als gegenwärtig Verfügungsberechtigter bis zum 2. Oktober 1990 an dem Vermögenswert 
herbeigeführt hat, sind vom Berechtigten mit dem objektiven Wert zum Zeitpunkt der Entscheidung 
über die Rückübertragung des Eigentums auszugleichen. Dies gilt entsprechend, wenn der 
Verfügungsberechtigte das Eigentum an einem Gebäude gemäß § 16 Abs. 3 Satz 2 und 3 verliert.  

(…) 

(8) Ansprüche nach den Absätzen 2 und 7 sind nicht im Verfahren nach Abschnitt VI geltend zu 
machen. Die Ansprüche erlöschen, wenn sie nicht binnen eines Jahres seit dem Eintritt der 
Bestandskraft des Bescheides über die Rückübertragung des Eigentums schriftlich geltend gemacht 
worden sind, jedoch nicht vor dem 1. August 1999. Für Streitigkeiten sind die ordentlichen Gerichte 
zuständig, in deren Bezirk sich der Vermögenswert ganz oder überwiegend befindet. 
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19.2 Baden-Württemberg 

19.2.1 Württ.-bad. Gesetz Nr. 28 zur Ahndung nationalsozialistischer Straftaten 
Vom 31.05.1946 (Württ.-bad. RegBl. 1946, 171) 

Art. 1 

Verbrechen und Vergehen, insbesondere Verbrechen und Vergehen, die mit Gewalttaten und 
Verfolgungen aus politischen, rassischen oder religionsfeindlichen Gründen verbunden sind und die 
während der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft aus politischen, rassischen oder 
religionsfeindlichen Gründen nicht bestraft wurden, sind zu verfolgen, wenn Grundsätze der 
Gerechtigkeit, insbesondere die Gleichheit aller vor dem Gesetz, die nachträgliche Sühne verlangen. 

Art. 3 

Bis zum Ablauf von 12 Monaten seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ist unter den Voraussetzungen 
des Art. 1 auf Antrag der Staatsanwaltschaft ein Verfahren zu Ungunsten des Täters wieder 
aufzunehmen, wenn aus politischen, rassischen oder religionsfeindlichen Gründen zu Unrecht die 
Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt, die Hauptverhandlung nicht angeordnet oder der Täter 
außer Verfolgung gesetzt wurde. 

19.2.2 Württ.-bad. Gesetz Nr. 104 zur Befreiung von Nationalsozialismus und 
Militarismus (BefrG WB) 

Vom 05.03.1946 (Württ.-bad. RegBl. 1946, 71), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
04.07.1983 (GBl. S. 265) 

I. Abschnitt 

Aktivisten 

Artikel 7 

(…) 

(2) Aktivist ist insbesondere, soweit er nicht Hauptschuldiger ist: 

(…) 

5. wer im Dienst des Nationalsozialismus hetzerisch oder gewalttätig gegen Kirchen, 
Religionsgemeinschaften oder weltanschauliche Vereinigungen aufgetreten ist; 

 (…) 

8. wer als Provokateur, Spitzel oder Denunziant die Einleitung eines Verfahrens zum Schaden 
eines anderen wegen seiner Rasse, Religion oder seiner politischen Gegnerschaft gegen den 
Nationalsozialismus oder wegen Zuwiderhandlungen gegen nationalsozialistische Vorschriften 
herbeigeführt oder herbeizuführen versucht hat; 

(…) 
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II. Abschnitt Verfahren vor der Kammer 

Artikel 39 

Bei der Entscheidung über die Zuweisung des Betroffenen in die Gruppen Verantwortlicher 
berücksichtigt die Kammer insbesondere: 

(…) 

(2) Zu Gunsten des Betroffenen: 

(…) 

1. nachweisbare regelmäßige öffentliche Teilnahme an den Veranstaltungen einer anerkannten 
Religionsgesellschaft, sofern klar erwiesen ist, daß diese Teilnahme eine Ablehnung des 
Nationalsozialismus bedeutete; 

(…) 

19.3 Bayern 

Gesetz Nr. 22 zur Ahndung nationalsozialistischer Straftaten [von Bayern] 
Vom 31.05.1946 (BayBS III, 151) 

Art. 1 

Verbrechen und Vergehen, insbesondere Verbrechen und Vergehen, die mit Gewalttaten und 
Verfolgungen aus politischen, rassischen oder religionsfeindlichen Gründen verbunden sind und die 
während der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft aus politischen, rassischen oder 
religionsfeindlichen Gründen nicht bestraft wurden, sind zu verfolgen, wenn Grundsätze der 
Gerechtigkeit, insbesondere die Gleichheit aller vor dem Gesetz, die nachträgliche Sühne verlangen. 

19.4 Berlin 

Gesetz über die Entschädigung der Opfer des Nationalsozialismus in der 
Bekanntmachung [für Berlin] 

Vom 10.01.1951 in der Fassung vom 21.02.1952 (GVBl. 1952, 116), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19.03.2009 (GVBl. S. 709) 

I. Allgemeine Vorschriften 

1. Wiedergutmachungsanspruch 

§ 1 

Personen, die in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 aus Gründen der Rasse, Religion, 
Weltanschauung oder politischen Gegnerschaft gegen den Nationalsozialismus durch 
nationalsozialistische Maßnahmen an Gesundheit, Freiheit, Vermögen oder wirtschaftlichem 
Fortkommen Schaden erlitten haben, steht ein Anspruch auf Entschädigung nach Maßgabe dieses 
Gesetzes zu. 

(…) 
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§ 4 

Zum Zwecke der Wiedergutmachung bereits bewirkte Leistungen sind, soweit nachstehend nichts 
anderes bestimmt ist, auf den Wiedergutmachungsanspruch anzurechnen. Als solche Leistungen sind 
auch Vorteile anzusehen, die der Berechtigte im Hinblick auf seine Verfolgung sich verschafft oder 
erhalten hat. 

(…) 

2. Wiedergutmachungspflicht 

§ 7 

(1) Die einem Wiedergutmachungsberechtigten gegen den nach den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts Wiedergutmachungspflichtigen zustehenden Ansprüche werden durch dieses Gesetz nicht 
berührt. 

(2) Die einem Wiedergutmachungspflichtigen auf Grund einer Wiedergutmachungsleistung gegen 
Dritte zustehenden Ansprüche bemessen sich nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften. 

(3) Die Einrede der Verjährung kann vor Ablauf von drei Jahren seit Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nicht erhoben werden. 

§ 8 

(1) Unbeschadet der Vorschrift des § 7 gewährt Berlin Wiedergutmachung, wenn der durch die 
Verfolgung Geschädigte 

1. am 1. Januar 1947 seinen rechtmäßigen Wohnsitz in Groß-Berlin hatte und bei dem Inkrafttreten 
des Gesetzes im Gebiet von Berlin (West) oder im Bundesgebiet oder im Ausland gehabt hat, oder 

2. in der Zeit vom 1. Januar 1947 bis zum 31. Dezember 1949 als Vertriebener in Groß-Berlin die 
unbefristete Zuzugsgenehmigung erhalten hat. Vertriebener ist, wer als deutscher Staatsangehöriger 
oder deutscher Volkszugehöriger seinen Wohnsitz in den deutschen Gebieten östlich der Oder-Neiße-
Linie oder in den Gebieten außerhalb der Grenzen des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. 
Dezember 1937 hatte und diesen im Zusammenhang mit den Ereignissen des zweiten Weltkrieges 
infolge Vertreibung (Flucht, Ausweisung oder Aussiedlung) verloren hat, sofern er seinen ersten 
Wohnsitz in Groß-Berlin begründet hat, oder 

3. vor dem 1. Januar 1947 gestorben, ausgewandert, deportiert oder ausgewiesen worden ist, aber 
seinen letzten inländischen Wohnsitz in Groß-Berlin hatte, es sei denn, daß der 
Wiedergutmachungsanspruch auf Grund der im Bundesgebiet bestehenden Gesetze gegen den Bund 
oder ein deutsches Land geltend gemacht werden kann, oder 

4. vor dem 1. Januar 1947 aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie aus Gründen des § 1 
ausgewandert ist, nach dem 8. Mai 1945 in seine Heimt nicht zurückkehren konnte und seinen ersten 
inländischen Wohnsitz bis zum 31. Dezember 1949 in Groß-Berlin genommen hat. 

(2) Die Vorschriften des § 15 Abs. 2 Ziff. 3, § 16 Abs. 2, § 21, § 28 Abs. 1 Satz 3 bleiben unberührt. 

(3) Für Schäden an Grundstücken gewährt Berlin Wiedergutmachung ohne Rücksicht auf den 
rechtmäßigen Wohnsitz des Geschädigten, wenn das Grundstück im Gebiete von Berlin (West) 
gelegen ist. 
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(4) In besonderen Härtefällen kann, auch wenn die Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 nicht vorliegen, 
Wiedergutmachung gewährt werden, wenn der Geschädigte bis zum 9. Februar 1952 seinen 
rechtmäßigen Wohnsitz in Berlin (West) genommen hat. 

(5) Berlin bleibt vorbehalten, von den übrigen beteiligten Ländern oder einer etwaigen 
staatsrechtlichen Gesamtheit anteilmäßigen Ersatz seiner Wiedergutmachungsleistung zu verlangen. 

(…) 

§ 9 

(1) Der Wiedergutmachungsberechtigte kann in den Fällen des § 8 von Berlin Festsetzung des ihm 
erwachsenen Schadens und Wiedergutmachung verlangen, ohne daß es einer vorherigen 
Geltendmachung des Anspruchs gegen einen nach § 7 Wiedergutmachungspflichtigen bedarf. Er hat 
jedoch Berlin alle ihm bekannten Anhaltspunkte zur Ermittlung des Wiedergutmachungspflichtigen 
anzugeben und bei dessen Ermittlung mitzuwirken, soweit ihm dies nach seinen persönlichen 
Verhältnissen zumutbar ist. Auf Verlangen von Berlin hat er die Richtigkeit seiner Angaben durch Eid 
oder Versicherung an Eidesstatt zu bekräftigen; Berlin kann die Wiedergutmachung ablehnen, solange 
und soweit der Wiedergutmachungsberechtigte dieser Verpflichtung schuldhaft nicht nachkommt. 

(2) Die Wiedergutmachungsleistungen Berlins beschränken sich auf die im Abschnitt II dieses 
Gesetzes bestimmten Leistungen. 

(3) Soweit die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über unerlaubte Handlungen dem 
Wiedergutmachungsberechtigten weitergehende Ansprüche gewähren, kann dieser sie gegen den 
Wiedergutmachungspflichtigen (§ 7) geltend machen. Der Wiedergutmachungspflichtige kann sich 
nicht darauf berufen, daß seine Handlungsweise allein schon deshalb nicht rechtswidrig gewesen sei, 
weil sie allgemeinen Anschauungen entsprochen habe, die eine Schlechterstellung einzelner wegen 
ihrer Rasse, Religion, Nationalität, ihrer politischen Auffassung oder ihrer politischen Gegnerschaft 
gegen den Nationalsozialismus zum Inhalt hatten. 

Ein Beamter kann sich nicht darauf berufen daß nach allgemeinen Vorschriften an seiner Stelle das 
Reich oder eine sonstige Körperschaft des öffentlichen Rechts haftet. 

(4) Leistet Berlin Wiedergutmachung, so geht insoweit der Anspruch des 
Wiedergutmachungsberechtigten gegen den Wiedergutmachungspflichtigen auf Berlin über; dies gilt 
auch für bereits bewirkte vorläufige Wiedergutmachungsleistungen (§ 4). Der Übergang kann nicht 
zum Nachteil des Wiedergutmachungsberechtigten geltend gemacht werden. 

(…) 

II. Wiedergutmachungsfälle 

1. Schaden an Leben, Körper, Gesundheit und Freiheit 

§ 15 

(1) Schaden an Leben ist wiedergutzumachen, wenn der Verfolgte (§ 1) im ursächlichen 
Zusammenhang mit in der Zeit zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 liegenden 
Verfolgungsmaßnahmen getötet oder in den Tod getrieben worden ist. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen wird zugunsten des Wiedergutmachungsberechtigten vermutet, wenn der Verfolgte 
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während der Deportation, während einer politischen Haft (§ 17 Abs. 2), während einer Zwangsarbeit 
oder im Anschluß an diese Tatbestände gestorben ist. 

(2) Berlin gewährt Wiedergutmachung, wenn 

1. Der Verfolgte (Absatz 1) seinen letzten rechtmäßigen Wohnsitz in Groß-Berlin hatte (§ 8 Abs. 1 
Ziff. 3), oder 

2. auf den Hinterbliebenen (Absatz 3) die Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 zutreffen, oder 

3. der Hinterbliebene im Zeitpunkt der förmlichen Erhebung des Anspruchs (§ 43) seinen 
rechtmäßigen Wohnsitz in Berlin (West) hat. 

(3) Die Wiedergutmachung erfolgt durch Gewährung von Geldrenten an folgenden Personenkreis 
(Hinterbliebene): 

1. die Witwe bis zu ihrer Wiederverheiratung oder bis zu ihrem Tode. Der Witwe ist die 
Lebensgefährtin des Verfolgten gleichgestellt; 

2. eheliche, für ehelich erklärte, uneheliche und an Kindes Statt angenommene Kinder des Verfolgten 
(Waisen). Die Rente wird der Waise bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, längstens bis zum 
Ablauf des Monats ihrer Verheiratung gewährt. Hat die Waise bei Vollendung des 18. Lebensjahres 
die Schul- oder Berufsausbildung noch nicht beendet, so kann Rente bis zur Vollendung des 24. 
Lebensjahres gewährt werden. Ist die Waise bei Vollendung des 18. Lebensjahres infolge körperlicher 
oder geistiger Gebrechen außerstande, sich selbst zu unterhalten, so kann Rente gewährt werden, 
solange dieser Zustand dauert; 

3. elternlose Enkel nach Maßgabe der Ziffer 2; 

4. Witwer und Verwandte der aufsteigenden Linie nach Eintritt der Bedürftigkeit für deren Dauer. Die 
Vorschriften der Ziffer 1 Satz 2 und 3 finden auf den Witwer entsprechend Anwendung. 

Die im Zeitpunkt des Todes des Berechtigten bereits erwachsenen Rentenansprüche sind vererblich. 
(…) 

(…) 

§ 17 

(1) Entziehung der Freiheit ist wiedergutzumachen, wenn ein Verfolgter (§ 1) in der Zeit zwischen 
dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 im Zuge der Verfolgung in politischer Haft gehalten 
wurde, gleichviel, wo die Haft verhängt oder vollzogen wurde. 

(2) Als Haft im Sinne des Abs. 1 gilt jeder Freiheitsentzug aus Gründen politischer, rassischer oder 
religiöser Verfolgung. Als Freiheitsentzug gilt auch 

a) Verbringung in besondere Härtelager unter haftähnlichen Bedingungen, 

b) Einreihung in ein Strafbataillon, 

c) illegales Leben, sofern es wegen einer Gefahr für Leib und Leben oder für die persönliche Freiheit 
notwendig war, 

d) Zwangsaufenthalt in einem Ghetto. 
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(3) Bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 erfüllt sind, so kann die 
Wiedergutmachungsbehörde die Gewährung der Entschädigung (Absatz 4) davon abhängig machen, 
daß die Verurteilung zuvor nach einer zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Strafrechtspflege erlassenen gesetzlichen Bestimmung aufgehoben oder geändert worden ist. 

(4) Berlin gewährt in den Fällen der Abs. 1 bis 3 unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 als 
Wiedergutmachung eine Geldentschädigung. Diese beträgt für jeden Tag der Haftzeit 5 DM-West mit 
der Maßgabe, daß eine Entschädigung für Freiheitsentzug unter 1 Monat nicht erfolgt. 

(5) Der Anspruch auf die Geldentschädigung ist nicht vererblich. Ist jedoch ein Verfolgter nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes verstorben, so können die Hinterbliebenen (§ 15 Abs. 3) den Anspruch 
geltend machen. 

(…) 

3. Schaden im wirtschaftlichen Fortkommen 

§ 22143 

 (1) Schaden, den ein Verfolgter (§ 1) im wirtschaftlichen Fortkommen erlitten hat, wird erstattet, 
sofern er innerhalb der Reichsgrenzen nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 entstanden ist. Als 
Schaden im Sinne dieser Vorschrift gilt auch die Auswirkung von Ausnahmegesetzen gegenüber dem 
Verfolgten. 

1. in seiner beruflichen Laufbahn und im öffentlichen oder privaten Dienst, 

2. in seiner freiberuflichen Tätigkeit, 

3. in seiner land- und forstwirtschaftlichen oder gewerblichen Tätigkeit. 

(2) Schaden, der nur geringfügig ist, wird nicht erstattet. 

(3) Ausnahmegesetze im Sinne von Abs. 1 sind insbesondere 

1. das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 175) in 
der Fassung der Gesetze vom 23. Juni, 20. Juli und 22. September 1933 (RGBl. I S. 389, 518, 655), 
vom 22. März, 11. Juli und 26. September 1934 (RGBl. I S. 203, 604, 845) sowie der Verordnung vom 
16. April 1940 (RGBl. I S. 666) und des Reichsbürgergesetzes vom 15. September 1935 (RGBl. I S. 
1146), 

2. das Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich vom 6. Juli 1938 (RGBl. I S. 
823), 

3. die Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben vom 12. 
November 1938 (RGBl. I S. 1580), 

4. die Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens vom 3. Dezember 1938 (RGBl. I S. 
1709), 

                                                           

 

143 §§ 22 bis 31: hierzu vgl. Artikel III Absatz 2 des Gesetzes zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 13. Dezember 1951 (GVBl. S. 1141). 
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5. die elfte Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 (RGBl. I S. 722). 

(4) Dem Schaden im wirtschaftlichen Fortkommen stehen die Schäden gleich, die durch Entziehung 
von Versorgungsrenten (§ 36) und durch Benachteiligung auf dem Gebiete der reichsgesetzlichen 
Sozialversicherung (§ 37) und der privaten Versicherung (§ 38) entstanden sind. 

(…) 

19.5 Bremen 

Gesetz über die Ahndung nationalsozialistischer Straftaten [Bremen] 
Vom 27.06.1947 (Brem. GBl. 1947, 83), zuletzt geändert durch B II e) Nr. 16 der 

Geschäftsverteilung des Senats vom 15.12.1971 (Brem. GBl. S. 235) 

Artikel 1 

Verbrechen und Vergehen, insbesondere Verbrechen und Vergehen, die mit Gewalttaten und 
Verfolgungen aus politischen, rassischen oder religionsfeindlichen Gründen verbunden sind und die 
während der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft aus politischen, rassischen öder 
religionsfeindlichen Gründen nicht bestraft wurden, sind zu verfolgen, wenn Grundsätze der 
Gerechtigkeit, insbesondere die Gleichheit aller vor dem Gesetz, die nachträgliche Sühne verlangen. 

Artikel 2 

1. Die Verfolgung wird nicht dadurch gehindert, daß die Tat zu irgendeiner Zeit durch ein Gesetz, eine 
Verordnung, einen Erlaß oder einen Befehl der nationalsozialistischen Regierung oder eines ihrer 
Machthaber für straffrei oder nach ihrer Begehung für rechtens erklärt worden ist oder auf Grund 
behördlicher Anordnung die Einleitung eines Strafverfahrens unterblieb oder ein eingeleitetes 
Verfahren niedergeschlagen oder aus anderen Gründen nicht durchgeführt wurde. 

2. Die Tatsache, daß jemand auf Befehl seiner Regierung oder seines Vorgesetzten gehandelt hat, 
befreit ihn auch nach diesem Gesetz nicht von der Verantwortlichkeit für eine Straftat; sie kann aber 
als strafmildernd berücksichtigt werden. 

3. Bei einer Strafverfolgung, einer Strafverhandlung oder einer Strafvollstreckung wegen einer der 
vorbezeichneten Straftaten stehen dem Angeklagten die Rechtsvorteile der Verjährung bezüglich der 
Zeitspanne vom 30. Januar 1933 bis zum 1. Juli 1945 nicht zu. Für diese Zeitspanne ist die Verjährung 
als gehemmt anzusehen. Ebensowenig stehen eine von der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
gewährte Immunität, Begnadigung oder Amnestie der Strafverfolgung, Strafverhandlung oder späteren 
Vollstreckung einer ganz oder teilweise verbüßten Strafe im Wege. 

Artikel 3 

Bis zum Ablauf von zwölf Monaten seit, dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ist unter den 
Voraussetzungen des Artikels 1 auf Antrag der Staatsanwaltschaft ein Verfahren zuungunsten des 
Täters wieder aufzunehmen, wenn aus politischen, rassischen oder religionsfeindlichen Gründen zu 
Unrecht die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt, die Hauptverhandlung nicht angeordnet oder 
der Täter außer Verfolgung gesetzt wurde. 
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Artikel 4 

1. Für die Entscheidung nach Artikel 3 ist das Gericht zuständig, bei dem die Sache im ersten 
Rechtszuge anhängig war, oder das Gericht gleicher Zuständigkeit des Begehungsortes oder des 
Aufenthalts- oder Verwahrungsortes des Täters. An die Stelle der Wehrmachts-, Sonder- und 
Ausnahmegerichte tritt das zuständige ordentliche Gericht. 

2. Gegen den Beschluß ist die sofortige Beschwerde an das Oberlandesgericht zulässig. 

Artikel 5 

Die Staatsanwaltschaft wird nur tätig, wenn ein öffentliches Interesse besteht. Auf Antrag des 
Verletzten kann auch das zuständige Gericht die Einleitung eines Verfahrens beschließen. 

Artikel 6 

Privatklage, Nebenklage und ein Verfahren gemäß § 172 StPO finden nicht statt. 

Artikel 7 

Die Ausführungsbestimmungen erläßt der Senator für Rechtspflege und Strafvollzug. 

Artikel 8 

Das Gesetz tritt an dem auf seine Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

Bremen, den 27. Juni 1947. 

Der Präsident des Senats 

I.V.: 

Spitta Bürgermeister 

19.6 Nordrhein-Westfalen 

Gesetz über die Anerkennung der Verfolgten und Geschädigten der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und über die Betreuung der Verfolgten 

[für Nordrhein-Westfalen] 
Vom 04.03.1952 (GV. NRW. 1952, 39), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 

08.12.2009 (GV. NRW. S. 765) 

Teil I Anerkennung 

§ 1 

Als Verfolgte der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft sind anzuerkennen: 

1. Personen, die wegen ihres auf grundsätzlicher Gegnerschaft zum Nationalsozialismus beruhenden, 
aus Gründen der Politik, der Weltanschauung oder der Religion geführten Kampfes gegen das 
Aufkommen, die Machtergreifung, den Machtausbau oder den Bestand des Nationalsozialismus 
Verfolgung erlitten haben, 
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2. Personen, die Verfolgung erlitten haben wegen einer Tat, deretwegen Straffreiheit oder 
Strafherabsetzung auf Grund der Verordnung vom 3. Juni 1947 (VOBlBZ S. 68) gewährt worden ist 
und die nicht aus niedriger Gesinnung, sondern aus ablehnender Einstellung gegenüber der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, Partei oder Führung begangen worden ist. 

Kann der Nachweis der Gewährung von Straffreiheit oder Strafherabsetzung auf Grund der 
Verordnung vom 3. Juni 1947 nicht geführt werden, weil ein ordentliches Verfahren nicht eingeleitet 
oder dieses auf Grund anderer Bestimmungen eingestellt oder die Strafe erlassen oder herabgesetzt 
worden ist, so sind die Bestimmungen der Verordnung vom 3. Juni 1947 entsprechend anzuwenden, 

3. Personen, die einer durch den Nationalsozialismus aus Gründen der Politik, Rasse, Weltanschauung 
oder Religion verfolgten Personengruppe angehört haben oder in eine solche eingruppiert und 
deswegen verfolgt worden sind. 

§ 2 

Als Verfolgte sind ferner folgende Personen anzuerkennen: 

1. Verwandte und uneheliche Kinder, denen der Verfolgte (§ 1) auf Grund der §§ 1601 ff. bzw. 1708 
BGB nach bestem Können Unterhalt gewährt hat, wenn der Verfolgte mit ihnen bis zur Verfolgung in 
häuslicher Gemeinschaft gelebt hat. Das gleiche gilt, wenn die häusliche Gemeinschaft vorher gegen 
den Willen der Betroffenen durch Maßnahmen der Behörden oder nationalsozialistischer Parteistellen 
aufgehoben oder die Aufhebung durch solche ihnen drohende Maßnahmen zwingend veranlaßt 
worden ist, 

2. der Ehegatte des Verfolgten, wenn die eheliche Gemeinschaft während der Verfolgung bestanden 
hat. Eine im gegenseitigen Einverständnis zum Zwecke der Tarnung durchgeführte Aufhebung der 
ehelichen Gemeinschaft oder Lösung der Ehe steht der Anerkennung nicht entgegen, 

3. der Verlobte, wenn der Verbindung die Rechtswirkungen einer gesetzlichen Ehe auf Grund des 
Gesetzes über die Anerkennung freier Ehen rassisch und politisch Verfolgter vom 23. Juni 1950 
(BGBl. S. 226) zuerkannt worden sind und das Verlöbnis während der Verfolgung bestanden hat. 

§ 3 

(1) Als Verfolgung im Sinne des § 1 Ziffern 1 und 3 sind nur folgende Tatbestände anzusehen: 

1. Freiheitsentziehung. 

Als Freiheitsentziehung im Sinne dieses Gesetzes gelten auch: 

a) Inhaftnahme durch die NSDAP, ihre Gliederungen oder eine andere von ihr beauftragte Stelle, 

b) Aufenthalt in einer Wehrmachtsstrafeinheit, insbesondere in einem Bewährungs- oder 
Strafbataillon, 

c) Ghetto-Aufenthalt, 

d) Aufenthalt in einem Zwangsarbeitslager. 

2. Flucht ins Ausland, um sich nationalsozialistischen Verfolgungs- oder Unterdrückungsmaßnahmen 
zu entziehen, oder Ausweisung aus dem deutschen Staatsgebiet und an die Flucht oder Ausweisung 
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anschließender Aufenthalt im Ausland, wenn der Kampf gegen den Nationalsozialismus nachweislich 
weitergeführt worden ist. 

3. Illegales Leben. 

Illegales Leben liegt vor, wenn sich jemand in Gebieten, in denen die nationalsozialistische Herrschaft 
die Hoheitsgewalt unmittelbar oder durch militärische Besetzung ausübte, im Verborgenen 
aufgehalten hat, um hierdurch nationalsozialistischer Verfolgung aus den im § 1 genannten Gründen 
zu entgehen. 

4. Maßnahmen des Nationalsozialismus, die einen noch bestehenden nachhaltigen gesundheitlichen 
Schaden verursacht haben. 

(2) Die in Absatz 1 Ziffern 1 bis 3 aufgeführten Tatbestände gelten jedoch nur als Verfolgung im 
Sinne dieses Gesetzes, wenn sie einzeln oder insgesamt eine Dauer von mindestens 6 Monaten erreicht 
haben. 

(3) Juden im Sinne des § 5 der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. November 1935 
(RGBl. I S. 1333) gelten als Verfolgte, auch wenn keiner der vorgenannten Tatbestände vorliegt, es sei 
denn, daß sie nicht wesentlich schlechter behandelt worden sind als die andere deutsche Bevölkerung. 
Als Juden gelten auch solche Personen, die, ohne Juden zu sein, als solche behandelt worden sind. 

§ 4 

Die im § 1 Ziff. 2 genannten Personen gelten nur dann als verfolgt, wenn die im § 3 Abs. 1 Ziff. 1, 2 
und 3 aufgeführten Tatbestände einzeln oder insgesamt mindestens 12 Monate gedauert haben. 

§ 5 

(1) Die im § 2 aufgeführten Personen gelten als verfolgt, wenn die Verfolgung des unmittelbar 
Betroffenen mindestens 3 Jahre gedauert hat. Bei kürzerer Dauer gilt dies nur, wenn 

1. die Verfolgung durch den damit ursächlich zusammenhängenden Tod beendet worden ist oder 

2. die im § 2 genannten Personen durch die Verfolgung einen noch bestehenden nachhaltigen 
gesundheitlichen Schaden erlitten haben. 

(2) Der nichtjüdische Teil einer Ehe oder einer Verbindung, der die Rechtswirkungen einer 
gesetzlichen Ehe auf Grund des Gesetzes vom 23. Juni 1950 zuerkannt worden sind, gilt als verfolgt, 
wenn er die Ehe nach dem 30. Januar 1933 oder die Verbindung nach dem 15. September 1935 bis 
zum 8. Mai 1945 oder bis zum Tode des jüdischen Teiles aufrechterhalten hat und der jüdische Teil 
anerkannt ist oder anzuerkennen wäre. Dies gilt nicht, sofern der nichtjüdische Teil nicht wesentlich 
schlechter behandelt worden ist als die andere deutsche Bevölkerung. 

§ 6 

(1) Nicht anzuerkennen sind solche Personen, die 

1. Mitglied der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen waren oder einen Antrag auf Aufnahme in diese 
gestellt haben. Dies gilt nicht für diejenigen, die nach § 9 der Zweiten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Hitler-Jugend vom 25. März 1939 (RGBl. I S. 710) zur Aufnahme in die Hitler-
Jugend anzumelden waren, 
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2. dem Nationalsozialismus Vorschub geleistet oder durch besondere Begünstigung durch die 
nationalsozialistische Regierung, die NSDAP, ihre Gliederungen oder angeschlossenen Verbände 
erhebliche wirtschaftliche Vorteile erhalten haben, 

3. in der Absicht einer Förderung oder Unterstützung der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft zu 
Verfolgungs- und Unterdrückungsmaßnahmen beigetragen oder beizutragen unternommen haben, 

4. in der Zeit vom 30. Januar 1928 bis 30. Januar 1933 wegen in dieser Zeit aus niedriger Gesinnung 
begangener Straftaten rechtskräftig zu einer Zuchthausstrafe oder mit Gefängnis von insgesamt 
mindestens einem Jahr verurteilt worden sind, 

5. in der Zeit vom 31. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 wegen einer oder mehrerer nach dem 30. Januar 
1928 aus niedriger Gesinnung begangener Straftaten zu einer Gefängnisstrafe von insgesamt mehr als 
2 Jahren oder zu einer Zuchthausstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind, 

6. nach dem 8. Mai 1945 wegen einer oder mehrerer aus niedriger Gesinnung begangener Straftaten 
einmal oder wiederholt von deutschen Gerichten zu einer Freiheitsstrafe von insgesamt mehr als 6 
Monaten, von Militärgerichten zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr rechtskräftig verurteilt 
worden sind, 

7. als Gegner der Weimarer Republik in der Zeit vom 30. Januar 1928 bis 30. Januar 1933 wegen einer 
oder mehrerer in dieser Zeit begangener Straftaten, die sich gegen die verfassungsmäßige 
Grundordnung des demokratischen Staates richteten, einmal oder wiederholt zu einer Freiheitsstrafe 
von insgesamt mehr als 6 Monaten rechtskräftig verurteilt worden sind, es sei denn, daß sie ihre 
Gegnerschaft gegen die verfassungsmäßige Grundordnung des demokratischen Staates nachweisbar 
aufgegeben haben, 

8. die Grundrechte gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Ausspruch des Bundesverfassungsgerichts verwirkt haben oder nach dem 23. Mai 1949 wegen 
einer oder mehrerer Straftaten, die sie nach diesem Zeitpunkt als Gegner einer freiheitlichen 
Demokratie begangen haben und die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung des demokratischen 
Staates, insbesondere gegen die Verfassungsgrundsätze des § 88 StGB richteten, zu einer 
Freiheitsstrafe von insgesamt mehr als 6 Monaten rechtskräftig verurteilt worden sind. 

(2) Die im Absatz 1 Ziffern 4, 5 und 7 genannten Ausschließungsgründe stehen der Anerkennung 
nicht entgegen, wenn die Verurteilungen auf Grund des Gesetzes über die beschränkte Auskunft aus 
dem Strafregister und die Tilgung von Strafvermerken vom 9. April 1920 (RGBl. S. 507) im 
Strafregister getilgt sind. 

§ 7 

(1) Eine Anerkennung ist zu widerrufen, wenn 

1. die Angaben, auf welche die Anerkennung gegründet ist, unrichtig sind, oder 

2. der Anerkannte falsche Angaben gemacht oder die Anerkennung eines anderen vorsätzlich durch 
falsche Angaben unterstützt hat, oder 

3. nachträglich die Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 Ziff. 6 oder 8 eintreten. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Ziffern 1 und 2 ist der Widerruf mit Wirkung vom Tage der Anerkennung, 
im Falle des Absatzes 1 Ziffer 3 mit Wirkung vom Tage der strafbaren Handlung, die den Widerruf 
zur Folge hat, auszusprechen. 
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(3) Leistungen, die die Anerkennung zur Voraussetzung hatten, hat der Anerkannte im Falle des 
Absatzes 1 Ziffern 1 und 2 zurückzugewähren. Im Falle des Absatzes 1 Ziffer 3 beschränkt sich die 
Pflicht zur Rückgewähr auf Leistungen, die der Verfolgte nach der für den Widerruf maßgeblichen 
Handlung erhalten hat. 

(4) Der nach Absatz 3 zu erstattende Geldbetrag wird von dem Regierungspräsidenten festgesetzt, zu 
dessen Bezirk der für den Widerruf der Anerkennung in erster Instanz zuständige Ausschuß gehört. 
Die Zwangsvollstreckung erfolgt nach den Vorschriften über das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen. 

(5) Der Widerruf ist nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Anerkannte verstorben ist. 

§ 8 

Ausnahmen von den Versagungsgründen sind zulässig: 

1. in den Fällen des § 6 Abs. 1 Ziffer 1 und 2, wenn sich der Betroffene als Gegner des 
Nationalsozialismus völlig von ihm gelöst und die nationalsozialistische Gewaltherrschaft nach 
seinem Gesinnungswandel in besonderem Maße bekämpft hat. Voraussetzung ist dabei insbesondere, 
daß der Betroffene aus grundsätzlicher Gegnerschaft zum Nationalsozialismus seinen Antrag auf 
Aufnahme in die NSDAP oder ihre Gliederung zurückgenommen hat oder aus diesen Organisationen 
ausgetreten oder ausgeschlossen worden ist. 

2. in den Fällen des § 6 Abs. 1 Ziffer 4 und 5, wenn der Betroffene den Nationalsozialismus in 
besonderem Maße bekämpft hat und infolgedessen entweder Verfolgungsmaßnahmen von mindestens 
zweijähriger Dauer ausgesetzt war oder durch die Verfolgungsmaßnahme einen noch bestehenden 
nachhaltigen gesundheitlichen Schaden erlitten hat. 

§ 9 

(1) Wer in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 durch nationalsozialistische 
Maßnahmen aus Gründen der Politik, Rasse, Weltanschauung oder Religion erheblichen 
wirtschaftlichen Schaden erlitten hat und nicht als politisch Verfolgter im Sinne des § 1 anerkannt ist, 
ist als Geschädigter der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft anzuerkennen, sofern nicht die 
Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 Ziffer 1 bis 8 vorliegen. 

Als Geschädigter kann auch eine juristische Person anerkannt werden. 

(2) Im Wege der Durchführungsverordnung (Rechtsverordnung) kann bestimmt werden, was als 
erheblicher Schaden im Sinne des Absatzes 1 anzusehen ist. Hierbei sind die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Geschädigten zu berücksichtigen. Die Rechtsverordnung erläßt der Innenminister im 
Einvernehmen mit dem zuständigen Ausschuß des Landtags. 

 

§ 10 

Der Anspruch auf Anerkennung beschränkt sich auf folgende Personen mit Wohnsitz im Lande 
Nordrhein-Westfalen: 

1. Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, 
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2. solche Personen, die zu Beginn oder während der Verfolgung in Deutschland nach dem 
Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 ansässig gewesen sind sowie Volksdeutsche, die zu Beginn 
oder während der Verfolgung in Gebieten, die von der deutschen Wehrmacht besetzt wurden, ihren 
Wohnsitz oder Aufenthalt hatten, 

3. aus Ost-Europa vor dem 8. Mai 1945 verschleppte oder geflüchtete Juden, sofern sie den Wohnsitz 
in Nordrhein-Westfalen bis zum 1. Januar 1948 begründet haben. 

§ 11 

Anerkennungen, die nicht im Lande Nordrhein-Westfalen ausgesprochen wurden, sind für das Land 
Nordrhein-Westfalen nicht verbindlich. 

§ 12  

Der Tod des Anzuerkennenden steht der Anerkennung als Verfolgter nicht entgegen. 

§ 13 

In besonders gelagerten Grenz- und Härtefällen kann der Bezirks-Anerkennungs-Ausschuß beim 
Regierungspräsidenten in Düsseldorf mit Zustimmung des Innenministers eine Anerkennung 
verleihen. 

Teil III Betreuung 

§ 24 

(1) Nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen werden im Lande Nordrhein-Westfalen anerkannte 
Verfolgte (§§ 1 bis 8, 10 und 13) betreut, die 

1. ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt bis zum 1. Januar 1950 im Gebiet des Landes 
Nordrhein-Westfalen befugt genommen haben, 

2. nach diesem Zeitpunkt im Anschluß an ihre Entlassung aus Kriegsgefangenschaft oder aus 
Internierung oder an ihre Rückkehr aus Evakuierung oder an ihre Ausweisung oder Aussiedlung aus 
dem Gebiet östlich der Oder-Neiße-Linie oder an ihre Ausweisung, Aussiedlung oder Heimkehr aus 
fremden Staaten mit Zustimmung der zuständigen Behörde im Landesgebiet aufgenommen worden 
sind und hier ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt genommen haben. 

(2) Personen, die zur Abwendung einer ihnen unverschuldet drohenden unmittelbaren Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit in das Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen geflüchtet sind und nach dem 1. 
Januar 1947 hier ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt befugt genommen haben, können durch 
Entscheidung des Innenministers, die der Zustimmung des Sozialministers bedarf, den im Absatz 1 
Ziffer 2 bezeichneten Personen gleichgestellt werden. 

§ 25 

Anerkannte Verfolgte und deren Hinterbliebene, die nach dem Gesetz über die Gewährung von 
Unfall- und Hinterbliebenenrenten an die Opfer der Naziunterdrückung vom 5. März 1947 (GV. 
NRW. S. 225) leistungsberechtigt sind, erhalten vom Lande gesundheitliche Fürsorge im gleichen 
Umfange, wie dies für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene im § 10 Abs. 5, § 11 Abs. 2 und § 
28 des Bundesversorgungsgesetzes vom 20. Dezember 1950 (BGBl. S. 791) vorgesehen ist, soweit sie 
nicht nach dem erstgenannten Gesetz Ansprüche auf gleichartige gesundheitliche Fürsorge haben. 
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§ 26 

(1) Anerkannten Verfolgten, die Arbeitslosenunterstützung oder Arbeitslosenfürsorge oder 
Unterhaltshilfe im Sinne des Soforthilfegesetzes erhalten oder nach den Bestimmungen der 
Fürsorgepflichtverordnung und den Reichsgrundsätzen über Voraussetzung, Art und Maß der 
öffentlichen Fürsorge unterstützt werden und ihren unterhaltsberechtigten Angehörigen wird ein 
Zuschlag von 50% auf die jeweils geltenden Fürsorgerichtsätze einschließlich Teuerungszuschlag 
gewährt, solange das gesamte Einkommen die Höhe der Fürsorgeunterstützung, die nach diesen 
Bestimmungen zu zahlen wäre, nicht erreicht. 

(2) Die Bestimmungen über die Heranziehung Drittverpflichteter gemäß §§ 21 bis 23 RFV sowie die 
Rückzahlungspflicht gemäß §§ 25, 25 a bis 25 c RFV finden keine Anwendung. 

(3) Den Bezirksfürsorgeverbänden werden vom Lande die Aufwendungen erstattet, die sich aus der 
Durchführung des Absatzes 1 ergeben. 

§ 27 

(1) Die Wohnungsbehörden haben die Wohnungen der anerkannten Verfolgten auf deren Antrag zu 
überprüfen. Falls sich bei dieser Prüfung ergibt, daß der Verfolgte und seine mit ihm in 
Haushaltsgemeinschaft lebende Familie unzureichenden oder gesundheitlich nicht einwandfreien 
Wohnraum innehaben, hat die Wohnungsbehörde dem Verfolgten und seiner Familie bevorzugt 
zusätzlichen oder anderen gesundheitlich einwandfreien Wohnraum anzubieten. 

(2) Anerkannten Verfolgten, die nach Rückkehr aus der Emigration, der Kriegsgefangenschaft oder als 
Flüchtlinge im Lande Nordrhein-Westfalen ihren Wohnsitz nehmen, ist bevorzugt angemessener 
Wohnraum zu beschaffen. 

Teil IV Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 28 

(1) Anhängige Verfahren sind von amtswegen zur Entscheidung an die zuständigen Kreis-
Anerkennungs-Ausschüsse abzugeben. 

(2) Ist ein Antrag auf Anerkennung nach früheren Vorschriften endgültig abgelehnt, so kann der 
Betroffene einen erneuten Antrag stellen. § 13 findet entsprechende Anwendung. 

(3) Ist eine Anerkennung nach früheren Vorschriften endgültig ausgesprochen, so hat der für den 
derzeitigen oder letzten Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen zuständige Kreis-Anerkennungs-Ausschuß 
auf Antrag des Vertreters des öffentlichen Interesses über die Anerkennung erneut zu entscheiden. Der 
Antrag ist bis zum 30. September 1953 zu stellen. Die Entscheidung wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß der Anerkannte verstorben ist. 

(4) War die Anerkennung nach den früheren Bestimmungen berechtigt, so können bewirkte 
Leistungen nicht allein wegen der Aberkennung infolge Änderung der gesetzlichen Voraussetzungen 
zurückgefordert werden. 

§ 29 

Die auf Grund und zur Durchführung und Ergänzung der Zonenanweisung der Militärregierung 
HQ/2900/Sec/(Zon/Pl [45] 20) bisher erlassenen Bestimmungen werden, soweit sie nicht durch die 
Aufhebung der Zonenanweisung in Wegfall gekommen sind, hiermit aufgehoben. 
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§ 30 

Sofern in gesetzlichen Bestimmungen auf die Zonenanweisung der Militärregierung 
HQ/2900/Sec/(Zon/Pl [45] 20) und die hierzu ergangenen Ergänzungsbestimmungen 
(Zusammenfassender Erlaß des Sozialministers vom Oktober 1947 zur Durchführung und Ergänzung 
der genannten Zonenanweisung) Bezug genommen ist, treten die Bestimmungen dieses Gesetzes an 
deren Stelle. 

§ 31 

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsverordnungen erläßt der 
Innenminister. 

§ 31a 

Über die Erfahrungen mit diesem Gesetz ist dem Landtag bis zum 1. Juli 2014 und danach alle fünf 
Jahre zu berichten. 

§ 32 

Das Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. 

20. Polizei- und Ordnungsrecht, Verkehrsrecht 

20.1 Bundesrepublik Deutschland 

20.1.1 Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im 
Personennahverkehr (BOKraft) 

Vom 21.06.1975 (BGBl. I S. 1573), zuletzt geändert durch Verordnung vom 08.11.2007 
(BGBl. I  S. 2569) 

§ 26   Kenntlichmachung 

(…) 

(2) Nach außen wirkende Werbung an Taxen und Mietwagen ist nur auf den seitlichen Fahrzeugtüren 
zulässig. Politische und religiöse Werbung an Taxen ist unzulässig. 
 

20.1.2 Bundesleistungsgesetz 
Vom 27.09.1961 (BGBl. I S.1769, ber. S. 1920), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

11.08.2009(BGBl. I S.2723) . 

Grundvorschrift 

§ 1   [Leistungsbedingungen] 

(1) Leistungen können angefordert werden 

1. zur Abwendung einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes oder eines Landes oder zur Abwendung oder Beseitigung einer die 
Sicherheit der Grenzen gefährdenden Störung der öffentlichen Ordnung im Grenzgebiet; 


